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Bericht über den Workshop

Israel und Europa: Bestandsaufnahme einer Entfremdung

am 21./22. Februar 2004 in Bremen

1. Allgemeines

Der Workshop fand am 21. und 22. Februar im Gästehaus der Universität in Bremen statt; auf Anregung und moderiert durch die Deutsch-Israelische Gesellschaft Bremen, getragen vom International Office der Universität Bremen und von der Universität Haifa, finanziell zusätzlich großzügig unterstützt von der Heinrich-Böll-Stiftung, Büro Tel-Aviv und der Landesstiftung in Bremen. Bremen ist seit über 20 Jahren mit Haifa durch eine Städtepartnerschaft verbunden, es gibt Beziehungen von der Universität Bremen zur Universität und zum Technion in Haifa. Der Workshop hatte auch das Ziel, diese Beziehungen zu festigen und auszubauen.

An dem Workshop nahmen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus Haifa und Bremen teil. Von der Universität Haifa: Yossi Ben-Artzi, Professor für Historische Geographie, Dekan der Faculty of Humanities; Motti Golani, Leiter der Abteilung für Israel-Studien; Fania Oz-Salzberger, Geschichtswissenschaftlerin; Yitzhak Shichor, Politikwissenschaftler, Schwerpunkt Asian Studies; Yfaat Weiss, Geschichtswissenschaftlerin. Von der Universität Bremen: David Bathrick, Professor für Germanistik aus Cornell, USA; Karl Holl, pens. Professor für Geschichte; Thomas Giegerich, Professor für Öffentliches Recht; Thomas Krämer-Badoni, Professor für Stadt- und Regionalsoziologie; Martina Krauss, apl. Professorin für Geschichte; Ulrike Liebert, Professorin für Politikwissenschaft; Inge Marßolek, Professorin für Kulturgeschichte; Sabine Offe, wissenschaftl. Mitarbeiterin im Studiengang Religionswissenschaften; Lothar Probst, Politikwissenschaftler, zugl. Mitglied in der Heinrich-Böll-Stiftung Berlin; Gerd Röschenthaler, Professor für Anorganische Chemie, Vorsitzender der „Bremer Freunde Isrfaels“, Wilke Thomsen, emer. Professor für Soziologie.

Ferner Hermann Kuhn, Vorsitzender der Deutsch-Israelischen Gesellschaft Bremen.

Der Workshop diskutierte in „geschlossener“ Sitzung, was sich durch eine ausgesprochen offene Atmosphäre sehr positiv auswirkte. Nach einem Kennlern-Treffen am Vorabend bei Inge Marßolek als der Organisatorin von Seiten der Universität Bremen war am 21. 2. von 10 bis 18 und am 22. 2. von 10 bis 13 Uhr Tagungszeit. Die Tagung wurde eröffnet durch ein Grußwort des Konrektors für Forschung der Uni Bremen, Prof. Fischer.

2. Vormittagssitzung am 21. 2.

Einleitend referierten Hermann Kuhn und Yossi Ben-Artzi zum Thema des Workshops.

Hermann Kuhn ging von den Veränderungen in der öffentlichen Meinung aus, die u.a.  in der Arbeit der Deutsch-Israelischen Gesellschaft spürbar sind: die Beziehungen zwischen Europa und Israel sind gegenwärtig auf einem Tiefpunkt. Obwohl es eigentlich im Handeln der palästinensischen Führung keine Argumente und Gründe dafür gebe, habe doch in Europa die arabisch-palästinensische Sichtweise und Erzählung des Konfliktes zunehmend an Einfluss und Verbreitung gewonnen; und das nicht trotz der Intifada, sondern offensichtlich mit und wegen der Intifada.

Zur Erklärung dieser erstaunlichen Tatsache sei davon auszugehen, dass sich Europa und Israel in entscheidenden Existenzumständen voneinander entfernen, sich weniger verstehen und dass dies im Ergebnis zu einer Delegitimierung des jüdischen Staates Israels führe. Israel werde zunehmend als ein Staat gesehen, der in den Übeln stecken geblieben sei, die Europa überwunden habe: Betonung des Nationalstaates; Kolonialismus und Einfluss von Religion auf die nationale Definition.

Dazu komme, dass Europa auf Grund seiner eigenen Nachkriegsgeschichte die reale Bedrohung Israels nicht mehr sehe und daher auch die moralischen Dilemmata einer Existenz unter Bedrohung nicht verstehe.

Schließlich sei die These erlaubt, dass die heftige Kritik an Israel in Europa auch eine Entlastung von eigener Schuld sein könne und sehr wohl zum Teil eine neue Form von Antisemitismus, der in der dramatisierenden und einseitigen Kritik an Israel wieder die alten Stereotype „politisch korrekt“ verwenden kann. Das Abrücken von Israel kann auch der Versuch sein, der Bedrohung durch einen islamischen Fundamentalismus auszuweichen.

Yossi Ben-Artzi knüpfte an die Einführung an. Der Dialog sei aus seiner Sicht zwingend notwendig, weil zu viele Israelis Europa aufgegeben hätten; die EU-Kom​mis​sionsumfrage über die Friedensstörer der Welt sei der letzte Schock gewesen. Entscheidend sei – im Gegensatz zu der geläufigen europäischen Sicht – festzuhalten, dass Israel bedroht sei und keineswegs eine Bedrohung darstelle. Das sei seit Gründung des Staates Israel so, um von der Vorgeschichte nicht zu sprechen. Das Bild von Israel als Goliath entstehe durch die immer gleichen Momentaufnahmen und Bilder wie das des Panzers, der mit Steinen beworfen wird. Tatsächlich aber sei Israel eine Insel von 6 Millionen Menschen in einem Meer von umgebenden arabischen Staaten, die bis auf wenige Ausnahmen ihre grundsätzliche Gegnerschaft zu Israel nicht aufgegeben haben (auch die Ausnahmen stehen eher auf dem Papier, wie die regierungsnahe antisemitische Propaganda in Ägypten zeige).

Die Israelis wiederum verstünden nicht, wieso Europa – und hier sind sie vor allem von den europäischen Intellektuellen enttäuscht – diese Situation, diese reale Bedrohung nicht versteht. Erklären könne er sich dies vielleicht mit einer Entlastung von geschichtlicher Schuld – zumal die historisch bekannten Dämonisierungen und Vorurteile wieder hervorgeholt würden.

Für Israelis seien deshalb die USA die nächsten Partner. Das mache Israel aber in europäischen Augen eher verdächtig, denn die Europäer suchten sich gerade von den USA abzusetzen. Die Europäer haben heute andere Interessen, auch gegenüber der arabischen Welt, wegen industrieller Zusammenarbeit und wegen Öl. Dabei ist der israelisch-arabische Konflikt ein Störfaktor.

Im anschließenden Beitrag skizzierte Motti Golani unter dem Titel „We’re on the Map“ die Beziehungen zwischen der zionistischen Bewegung, dem Yishuv und schließlich Israel zu Europa. Ausgangspunkt war die Feststellung, dass sich die zionistische Bewegung orientierte an den nationalen Bewegungen des 19. Jahrhunderts in Europa (und diese mitformte), später vor allem an der sozialdemokratischen Variante. Sie orientierte sich weniger an der Gesellschaft, die sie in Osteuropa kannte, sondern am Modell der westeuropäischen Demokratie (inkl. England!).

Wichtig und wenig beachtet sei gewesen, dass sich die Zionisten auch wegen der englischen Herrschaft in Palästina zunehmend an Großbritannien orientierten. Dies mache auch den erstaunlichen Erfolg der jüdischen Selbstverwaltung in Palästina aus, die so schnell und erfolgreich 1948 einen funktionierenden Staat aufbauen konnte. Der Staatsaufbau hat viel vom britischen Modell übernommen.

In der Krise der Beziehungen der Zionisten zu Großbritannien nach dem Weltkrieg habe Israel sich zunächst Frankreich zugewandt (Deutschland kam noch nicht in Frage). Erst 1967 traten die USA nach den Enttäuschungen über Frankreich an ihre Stelle. Das israelische Bild von Europa habe sich so geprägt: ein schmerz- und unheilvoller Ort, immer enttäuschend, aber gleichzeitig eigentlich der natürliche Partner. Dazu kamen pragmatische Gesichtspunkte. Auch die Hinwendung zu Deutschland war Realpolitik, aber gleichzeitig schmerzhafte Rückkehr ins altvertraute Orte.

Im Kalten Krieg sei das Verhältnis zu Europa vom Gegensatz zwischen USA und Sowjetunion überdeckt worden, nach seinem Ende gebe es im Grundsatz die Chance, die Verbindungen zu Europa wieder enger zu knüpfen.

In der Diskussion ging es (wie auch später immer) vor allem um die Frage, wie sich die „Befangenheit“ Europa gegenüber den Juden und Israel auswirke: Als unangemessene „Dramatisierung“ etwa von Antisemitismus, als Beißhemmung gegenüber offensichtlichen Fehlentwicklungen wie der „Mauer“? Oder als Entlastung (gerade in der Linken), etwa indem Israel durchgehend mit anderem Maß als etwa gegenüber arabischen Staaten gemessen werde (Beispiele Libanon, Jordanien, Irak/Iran-Krieg). Nur mit Thematisierung solcher Befangenheiten war die dann sehr offene Erörterung von aktuellen politischen Streitfragen möglich.

3. Nachmittagssitzung am 21. 2.

Die Nachmittagssitzung begann Yfaat Weiss mit Ausführungen über „Gesinnung versus Verantwortung“. Sie stellte in den Mittelpunkt die Widerlegung der These von Tony Judt, der jüdische Staat Israel sei ein „Anachronismus“, sei „zu spät gekommen“, als der Nationalstaat schon an sein Ende gekommen war; diese These Judts sei der Versuch einer von links kommenden Delegitimierung Israels.

In verschiedener Hinsicht sei Israel nicht nur kein Anachronismus, sondern sehr wohl, verglichen mit den Staaten Europas, auf der Höhe der Zeit. In den Staaten Europas sei die jeweilige Staatskultur abgesichert, eine Reihe von europäischen Staaten, vor allem Deutschland hätten wie Israel ein Modell der ethnischen Staatsbürgerschaft. In der Fähigkeit zum faktischen Multikulturalismus sei Israel den europäischen Staaten eher voraus, bedingt durch die große Heterogenität der Einwanderung. Israel sei kein Anachronismus, sondern Kind seiner Zeit an einem anderen Ort: dieser Ort ist durch den Kriegszustand gekennzeichnet.

In Europa, vor allem Deutschland, würden verschiedene Missverständnisse vorherrschen: die Nicht-Beachtung der israelischen Zivilgesellschaft und der Demokratie; die Nicht-Beachtung der Tatsache, dass es Feinde gibt und nicht nur Feindbilder; daraus folgend ein Pazifismus als Reflex und ein Nicht-Verstehen der tatsächlichen israelischen Handlungsspielräume gegenüber dem Terror und den daraus folgenden Dilemmata (etwa in den Fragen einseitiger Rückzug, Zaun usw.). Die Europäer neigten inzwischen dazu, Politik nicht mehr als Wahl zwischen zwei schlechten Alternativen zu denken, sondern nur noch in abstrakten moralischen Kategorien.

Yitzhak Shichor untersuchte die Bedeutung der USA für das Verhältnis zwischen Israel und Europa. Historisch haben die USA die politische Bühne im Nahen Osten erst nach dem Zweiten Weltkrieg betreten, gleichzeitig mit dem Rückzug der Europäer aus ihren Kolonialimperien und als Gegenmacht zur Sowjetunion; entscheidend war 1956. Zu Europa waren die Verbindungen Israel tief, aber extrem widersprüchlich: die Heimat, aber mit millionenfachem Tod vertrieben. Die USA waren nicht nur die aufsteigende Supermacht, sondern Ort einer gesichert aufblühenden jüdischen Gemeinde. Seit den 70er Jahren wurden die Beziehungen der USA zu Israel immer enger, Europas eher distanzierter.

Die gegenwärtige Lage untersuchte Shichor in ihrer politischen, militärischen und ökonomischen Dimension. Zur politischen: Europa, relativ erfolgreich in der Bildung der Europäischen Union, suche nun nach Wegen, gegenüber den USA Spielraum für eigenständige Politik im Nahen Osten zu schaffen. Israel ist dem gegenüber eher skeptisch, weil Europa als pro-arabisch angesehen wird. (Während z.B. Frankreich Israel nicht mag, weil Israel mit den USA verbündet ist.)

Militärisch sei es ein entscheidender Fehler Europas, Israel Waffenlieferungen zu verweigern und nur sehr wenig Waffen in Israel zu kaufen, so dass die USA hier ein Monopol haben. Ökonomisch gesehen ist Europa näher und wichtiger für Israel als die USA, obwohl die USA über politischen Druck sich auf einigen Gebieten Vorteile verschafften.

Zusammengefasst müsse Israel Europa eher näher rücken, auch weil Europa aufgrund seiner Geschichte ein – im Gegensatz zu den USA – reflektierteres Verhältnis zum Nationalismus, zu Krieg und zu Menschenrechten habe. Aber klar sei, dass eine andere Politik Europas gegenüber dem Nahen Osten „durch Washington“ gehen müsse.

Den Weg dazu sehe er weniger in einer organisatorischen Annäherung Israels in EU oder NATO, weil Israel damit noch weiter in der arabischen Welt isoliert würde, sondern in der Ausarbeitung eines regionalen Netzwerks nach dem Vorbild der NATO und der Europäischen Union, die ja in der Lage waren, durch Aufbau von Vertrauen  „Erbfeindschaften“ langfristig zu überwinden.

4. Sitzung am 22. 2.

Fania Oz-Salzberger begann in der abschließenden Sitzung ihren Beitrag mit der Feststellung, dass nicht so sehr Diplomatie und Politik, sondern vor allem Gesellschaften sich gegenwärtig schmerzhaft auseinander bewegen, mehr denn je. Für die Gründergeneration in Israel war Europa trotz allem Mutter-Kontinent, Mutter-Kultur, Mutter-Sprache; diese Generation lebt nicht mehr. In Europa verblasst die Erinnerung an die jüdische Kultur, die vertrieben wurde, und an den Judenmord.

Dies begünstigt die Wendung einer konkreten Kritik an israelischen Regierungen ins Grundsätzliche. Mit dem Holocaust wird keine Verbindung mehr hergestellt, dass die lebenden Israelis Enkel der Überlebenden sind, spielt zunehmend keine Rolle mehr.

Dazu habe beigetragen, dass das Gedenken an den Holocaust „Staatssache“ war, dass in den osteuropäischen Ländern nicht einmal das der Fall war, und dass die jüdisch-europäische Geschichte außerhalb des Völkermords weitgehend „verschwunden“ sei. Man müsse für eine Zeit mal dazu übergehen, die Geschichte „selektiv“ zu sehen, als „usable past“. Man müsse den reichen jüdischen Beitrag zur europäischen Modernisierung hervorheben (z.B. bei der Erfindung des Föderalismus in Holland) und die europäischen Wurzeln der israelischen Fähigkeit zur Selbstkritik, Pluralismus und Freiheitswillen verstehen.

Für den dringend notwendigen Brückenbau komme es in erster Linie auf die Kontakte der Zivilgesellschaften an und weniger auf die Regierungspolitik. Er solle seine Kraft schöpfen aus tausend Jahren schöpferischen Zusammenlebens. Geschichte sei nicht nur eine schreckliche Last, sondern auch ein wertvoller Schatz.

Dem Referat von Fania Oz-Salzberger schloss sich eine Sammlung von Ideen zur Verbesserung bzw. Wiederaufnahme des Dialogs an. Um einige zu nennen: Analyse und Schlussfolgerungen: Gibt es in Deutschland so etwas wie eine wissenschaftliche „Israel-Forschung“? In Deutschland nicht nur die („europäischen“) Stimmen der orthodoxen israelischen Friedensbewegung zu Gehör bringen, sondern einen breiteren Ausschnitt der öffentlichen Meinung; die Information und Diskussion verbreitern über: Antisemitismus und seine Wandlungen und Häutungen; Charakter und Ziele des islamischen Fundamentalismus; die ethischen Dilemmata im Kampf gegen den Terror; die Geschichte Israels; politisch wäre eine Initiative in Deutschland zu entwickeln mit dem Ziel, dass Deutschland/Europa die Existenz Israels als jüdischen Staat garantiert, für „Israel haftet“, dafür auch Zuwendungen an die Palästinenser-Verwaltung von der Bekämpfung des Terrors abhängig machen muss. (Welche Rolle kann dabei eine institutionelle Annäherung an die EU bzw. NATO spielen?)

Der Workshop wurde in der abschließenden Diskussion von allen teilnehmern als ungewöhnlich erfolgreich beurteilt, auch verglichen mit anderen, öffentlich geführten Diskussionen. Einmütig wurde der Wunsch geäußert, das Gespräch im folgenden Jahr 2005 in ähnlicher Weise fortzusetzen, vorzugsweise im Frühjahr an der Universität Haifa. Dabei sei eine schrittweise Öffnung für Teilnehmer aus anderen europäischen Staaten sinnvoll. Wenn machbar, wäre es schön, eine solche Fortsetzung durch ein paralleles Treffen von Studierenden beider Universitäten zu ergänzen; wie überhaupt alle Möglichkeiten von Studentenaustausch verstärkt genutzt werden sollten. „Let’s talk!“ waren die ersten und letzten Sätze des Treffens.

Der Workshop wurde abgeschlossen durch eine öffentliche Diskussionsveranstaltung am Abend des 22. 2. (ca. 80 Gäste), auf der vor allem die Gäste aus Haifa ihre Thesen zum Thema zur (lebhaften) Diskussion stellten. Die Veranstaltung wurde durch die Heinrich-Böll-Stiftung Bremen organisiert.

